
Eine weitere Verpflichtung ist die Herstellung eines 
„Wegweisers durch die Rechtsprechung“ (Rechtssatzsamm­
lung) in Ehe- und Unterhaltssachen durch die Richter 
des 1. Zivilsenats, wobei die wichtigsten Rechtssätze 
aller Entscheidungen des Obersten Gerichts nach den 
einzelnen Rechtsfragen geordnet werden. Diese Rechts­
satzsammlung dient der Vereinheitlichung, der Entwick­
lung und Erleichterung der Rechtsprechung. Sie wird 
wesentlich dazu beitragen, die zweitinstanzliche Recht­
sprechung im Bezirk entsprechend der oberstgericht­
lichen Rechtsprechung einheitlicher zu gestalten und 
den Kreisgerichten wirksamere und bessere Anleitung 
zu geben.

Zur Zeit wird weiterhin in einem zweitinstanzlichen 
Senat eine Kontrollkarte ausprobiert, die eine genaue 
Übersicht über die Rechtsprechung der einzelnen Kreis­
gerichte gibt und leicht erkennen läßt, welche Fehler 
in den Entscheidungen der Kreisgerichte öfter auftreten. 
Durch diese leichte Orientierung über Fehler in der 
kreisgerichtlichen Rechtsprechung ist es einmal möglich, 
dem betreffenden Kreisgericht schnelle und wirksame 
operative Hilfe bei der Abstellung dieser Fehler zu 
geben und zum anderen gute und mangelhafte Ergeb­
nisse in den Richterdienstbesprechungen auszuwerten. 
Diese Kontrollkarte 1st noch verbesserungsbedürftig 
und wird, wenn sie sich bewährt, in allen zweitinstanz­
lichen Straf- und Zivilsenaten eingeführt werden.

Andere Kollegen haben sich verpflichtet, ihre fach­
lichen und politischen Kenntnisse dadurch zu vertiefen, 
daß sie jeden Freitag nach Dienstschluß die Beschlüsse 
der Partei der Arbeiterklasse und der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik sowie die Fach­
literatur in einem Studienzirkel durcharbeiten mit dem 
Ziel, die Qualität ihrer Entscheidungen zu verbessern.

Auch die Durchführung dieses Studiums werden wir 
genauestens kontrollieren.

Das sind nur einige der übernommenen Verpflich­
tungen, die durchaus nichts Endgültiges und Feststehen­
des darstellen sollen, vielmehr laufend verbessert und 
ergänzt werden können. Sie stellen erst einen Anfang 
dar. Unser Ziel ist: „Bis zum Jahresende jeder Kollege 
und jede Kollegin eine Selbstverpflichtung oder Betei­
ligung an einer Kollektivverpflichtung.“

Die Kontrolle der Erfüllung der Selbstverpflichtungen 
obliegt einer besonders dafür eingesetzten Kommission, 
die sich aus dem Direktor, einem Vertreter der BGL, 
einem Mitglied der Leitung der Betriebsparteiorgani­
sation der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
und dem 1. Sekretär des Bezirksgerichts zusammen­
setzt.

Die Kritik und Selbstkritik bei der Erfüllung und 
Kontrolle der Selbstverpflichtungen sind auch für die 
Verbesserung unserer Arbeit das entscheidende Ketten­
glied. Damit werden Staats- und Verantwortungsbe­
wußtsein aller Kollegen gehoben, ihre Initiative ge­
weckt, ihr Verhältnis zur Arbeit inniger, und sie wer­
den angeregt, unmittelbar und aus eigenem Antrieb an 
der Lösung unserer gesellschaftlichen Aufgaben aktiv 
mitzuhelfen.

Die Selbstverpflichtungen werden uns helfen, nicht 
nur neue und bessere Arbeitsmethoden zu finden und 
das Prinzip der strengsten Sparsamkeit zu verwirk­
lichen, sondern insbesondere eine entscheidende Ver­
besserung der Qualität der Rechtsprechung zu erzielen, 
so daß sie die in § 2 GVG gestellten Aufgaben voll 
erfüllt.
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Die Durchführung des neuen Kurses auf dem Ge­
biet der Justiz stellt uns alle vor große Aufgaben. Auf 
der Babelsberger Tagung der Richter und Staatsan­
wälte sind diese Aufgaben klar Umrissen worden. Es 
kommt jetzt vor allem darauf an, die Tätigkeit unserer 
Justizorgane so zu verbessern, daß in jeder ihrer Maß­
nahmen, in jeder Entscheidung zu spüren ist, daß sie 
von den Organen eines demokratischen Staates ge­
troffen werden, eines Staates, in dem die Arbeiter­
klasse die entscheidenden Positionen in den Händen 
hält.

Auf der 19. Tagung des Zentralkomitees der Sozialisti­
schen Einheitspartei Deutschlands erklärte Minister­
präsident Grotewohl:

„Je inniger die Verbindung eines Volkes zu 
seinen Staatseinrichtungen ist, desto fester ist ein 
Staat fundiert. Die Herbeiführung eines solchen 
Zustandes hat zwei Dinge zur Voraussetzung:
1. die strenge Einhaltung der demokratischen Ge­

setzlichkeit;
2. die enge Verbindung des gesamten staatlichen 

Verwaltungsapparates mit dem Volke. ...
Die Arbeit unserer Justiz, der Volkspolizei und 

anderer Exekutivorgane unseres Staates ist in 
diesem Sinne sichtbar für jedermann zu verbessern. 
Sie haben in ihrer Arbeit gegen die Feinde unserer 

, Ordnung, gegen faschistische Provokateure und 
Kriegshetzer vorzugehen und die Interessen der 
Werktätigen unter ihren Schutz zu nehmen.“

Eine solche Aufgabe kann nur mit Menschen gelöst 
werden, die durchdrungen sind von dem Bewußtsein, 
daß sie in einem Staate leben, der sich grundsätzlich 
von dem Staat der Hitlerfaschisten und von dem west­
deutschen Separatstaat der deutschen und amerikani­
schen Monopolisten und Junker unterscheidet.

Bei der Bestrafung der Putschisten vom 17. Juni 
haben Richter und Staatsanwälte bewiesen, daß sie — 
im ganzen gesehen — zur Linie der Partei der Arbeiter­
klasse und der Regierung stehen und ehrlich bemüht 
sind, die ihnen übertragenen Aufgaben zu erfüllen. 
In dieser Situation,, in der also im allgemeinen Klarheit.

über die Linie der Politik von Partei und Regierung 
besteht, ist es das Wichtigste, die fachliche Qualifi­
kation der Justizfunktionäre zu heben. Dies ist um so 
notwendiger, als der Kampf um die Einheit unseres 
Vaterlandes verlangt, daß jeder Richter und jeder 
Staatsanwalt es versteht, in jeder einzelnen Ent­
scheidung die Grundsätze unserer Politik konsequent 
durchzusetzen. Die Spaltung unseres Vaterlandes und 
die vielfältigen Methoden unserer Klassengegner, die 
die Politik von Partei und Regierung zu durchkreuzen 
suchen, stellen nicht selten komplizierte und schwierige 
Aufgaben, deren Lösung große Klarheit verlangt.

Die Richter und Staatsanwälte haben erkannt, daß 
sie diese Aufgaben nicht mehr mit den alten, imperia­
listischen Rechtstheorien erfüllen können. Sie lösen 
sich mehr und mehr von diesen Anschauungen und 
sind bemüht, die Lehren des Marxismus-Leninismus 
auf dem Gebiet der Justiz anzuwenden. Dabei kommt 
der demokratischen Rechtswissenschaft eine große Be­
deutung zu.

Seit längerer Zeit schon arbeiten unsere Wissen­
schaftler mit Erfolg an der Entwicklung einer demo­
kratischen Rechtswissenschaft, wobei sie sich auf 
die Erfahrungen und Erkenntnisse der sowjetischen 
Rechtswissenschaft stützen. Es ist sehr bedauerlich, 
daß die Publikationen dieser Rechtswissenschaftler in 
der „Neuen Justiz“, in „Staat und Recht“ sowie in den 
Monographien des Deutschen Instituts für Rechts­
wissenschaft von den Praktikern nicht in dem not­
wendigen Maße beachtet werden. Dies liegt u. a. daran, 
daß sich infolge des nicht immer leicht verständlichen 
Stils und der mitunter nicht genügend konkreten Be­
handlung wichtiger Fragen bei Richtern und Staats­
anwälten die Meinung herausgebildet hat, diese 
Schriften seien für die Praxis unbrauchbar und stellten 
keine Hilfe bei der Behandlung der praktischen 
Probleme dar. Diese vorgefaßte Meinung hat manchen 
von ihnen dazu geführt, wissenschaftliche Publikatio­
nen überhaupt nicht mehr zu beachten. Darüber hinaus 
lesen — wie festgestellt werden mußte — viele 
Richter und Staatsanwälte aus der „Neuen Justiz“ oft 
nur die Entscheidungen — ja, sogar nur die Leitsätze
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